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Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Grünen 
Drucksache 14/6857 mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD und FDP gegen die Stimme der Fraktion der 
Grünen abgelehnt. 
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weiteren Einschnitten beim Existenzminimum führen 51 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/6964 

Der Ausschuss beschließt, am Mittwoch, dem 26. November 
2008, von 14 bis 16 Uhr eine Anhörung zu diesem Antrag 
durchzuführen. 

15 Verschiedenes 52 

* * * 
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Aus der Diskussion 

Vor Eintritt in die Tagesordnung  

Vorsitzender Günter Garbrecht weist darauf hin, dass diese Sitzung des AGS-
Ausschusses mit Rücksicht auf die am Vormittag durchgeführte Veranstaltung des 
MAGS zum Thema „Selbstständiges Wohnen behinderter Menschen – Individuelle 
Hilfen aus einer Hand“, an der auch Mitglieder dieses Ausschusses teilgenommen 
hätten, auf den Nachmittag gelegt worden sei. Vereinbarungsgemäß solle die ge-
samte Tagesordnung abgearbeitet und gegebenenfalls in Fraktionsstärke abge-
stimmt werden. 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 (Haushaltsgesetz 2009) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/7000 
Vorlage 14/1990 (Erläuterungsband)  

– Einführungsbericht des Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales zum 
 Haushaltsgesetz 2009, Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für Arbeit,  
 Gesundheit und Soziales (Einzelplan 11) 

Vorsitzender Günter Garbrecht teilt mit, das Plenum habe diesen Haushaltsplan 
nach der ersten Lesung am 27. August 2008 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss zur Federführung sowie an die Fachausschüsse zur Mitberatung überwiesen.  

Minister Karl-Josef Laumann (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales) 
gibt folgenden Einführungsbericht ab:  

Herr Vorsitzender! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie einverstan-
den sind, werde ich jetzt nicht den 21-seitigen schriftlichen Bericht des Ministeri-
ums vorlesen – dieser wird hier im Ausschuss noch verteilt, sodass Sie ihn nach-
lesen können (er ist auch Anlage dieses Protokolls) –, sondern mich in meinem 
mündlichen Vortrag auf mir wichtig erscheinende Punkte des Haushalts 2009 kon-
zentrieren.  
Auch unser Ministerium muss natürlich einen Beitrag leisten, damit sich die Finan-
zen unseres Landes Schritt für Schritt konsolidieren. Wir wollen einen ausgegli-
chenen Haushalt erreichen. Ich halte das auch aus sozialpolitischer Sicht und mit 
Blick auf die demografischen Veränderungen für dringend geboten. Die einzelnen 
Haushalte müssen dazu beitragen und sparen. Wir können nicht die Politik fortset-
zen, ständig Haushalte zu verabschieden, mit denen wir mehr Geld ausgeben, als 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 14/731 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 24.09.2008 
61. Sitzung (öffentlich) Roe 
 
 

wir einnehmen. Wenn ich richtig informiert bin, wird der Landtag dieses Jahr wahr-
scheinlich zum 41. Mal in Folge einen solchen Haushalt beschließen. Ich würde es 
gerne erleben, dass sich Einnahmen und Ausgaben des Landes Nordrhein-
Westfalen irgendwann die Waage halten und Jüngere nicht mehr die Schulden 
zahlen müssen, die wir in unserer Generation angehäuft haben. Ich bin gerne be-
reit, das in meinem Haushalt konkret umzusetzen.  
Fast 90 % des Haushalts, der rund 3 Milliarden € umfasst, sind als sogenannte 
gesetzlichesvollziehende Aufgaben gebunden. Das heißt, wir haben eine „freie 
Spitze“, wie ich das nenne – einen Bereich, in dem man überhaupt politisch ent-
scheiden kann –, von nur noch 10 % unseres Haushalts. Manchmal schaue ich 
schon neidisch auf die Stiftung Wohlfahrtspflege, wenn ich auch keinen Schock 
bekomme: Aber die hat mehr Geld für Sozialpolitik zur freien Verfügung als der 
amtierende Minister, der – zumindest aus Sicht der Opposition – für alles die poli-
tische Verantwortung in diesem Land trägt.  
Die Schwerpunkte, die wir setzen wollen, stelle ich aufgeteilt nach den drei großen 
inhaltlichen Bereichen meines Ministeriums dar. 

1. Arbeit und Qualifizierung  
Ausgewählte Schwerpunkte der Arbeitsmarktpolitik: 
Wir haben gegenüber vergangenen Jahren eine gute Situation auf dem Arbeits-
markt. Zwar sind 750.000 Menschen arbeitslos; allerdings sind das 88.000 weni-
ger als vor einem Jahr. Die Entwicklung bei den Lehrstellen ist alles in allem recht 
gut. Wir können auch in diesem Jahr davon ausgehen, dass mehr als 130.000 
Lehrverträge abgeschlossen werden. Im Jahr 2005 waren es nur 110.000. Für die 
Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik stellen wir 151,4 Millionen € zur Verfügung. 
Berufliche Aus- und Weiterbildung:  
Allein das Werkstattjahr, das sich in den Regionen immer mehr durchsetzt, schlägt 
mit 24,2 Millionen € zu Buche.  
Für „Betrieb und Schule“ sind 3 Millionen € eingeplant.  
Zurzeit arbeiten wir in den Regionen an der Kofinanzierung auch von Mitteln der 
Arbeitsverwaltung. Infolge der engen Auslegung von § 16 Abs. 2 SGB II können 
nicht mehr alle Maßnahmen zum Beispiel im Bereich Berufsausbildung von der 
Arbeitsverwaltung durchgeführt werden. Wir suchen daher nach intelligenten Mög-
lichkeiten, die Mittel der Arbeitsverwaltung mit unseren Mitteln zu kombinieren, 
damit wir trotz der engen Auslegung von § 16 Abs. 2 SGB II unsere bewährten 
Angebote in der Region erhalten können.  
Wir unterstützen die überbetriebliche Lehrlingsunterweisung mit 14,6 Millionen €. 
In drei Regionen gibt es nunmehr das Modellprojekt „Eintopf“, das wir nach einem 
schweren Stück Arbeit mit den Arbeitsverwaltungen in Bielefeld, Essen und Sie-
gen erreicht haben. Es wird interessant sein, ob sich die Ausbildungs- und Be-
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schäftigungsfähigkeit der Jugendlichen im nächsten Jahr, wenn es keine einzel-
nen Programme mehr gibt, verbessern wird.  
Wir setzen den dritten Weg in der Berufsausbildung fort, wofür wir 11,5 Millionen € 
vorgesehen haben.  
Beschäftigungsfähigkeit:  
Auch die Potenzialberatung werden wir fortführen.  
Natürlich werden wir auch unseren nordrhein-westfälischen Erfolgsschlager, den 
Bildungsscheck, fortsetzen, der mittlerweile ein Volumen von 20 Millionen € um-
fasst. Mit demnächst wahrscheinlich 100.000 Teilnehmern innerhalb eines Jahres 
ist dies ein breites Instrument der beruflichen Fortbildung, von dem vor allem das 
Handwerk profitiert.  
Zielgruppen:  
Ich meine, dass wir damit alles in allem in der Arbeitsmarktpolitik gut aufgestellt 
sind, will den Ausschuss aber auch darüber informieren, dass wir zurzeit im Minis-
terium die Situation der Förderschüler aus der Förderschule für Lernbehinderte 
aufarbeiten. Es gibt dazu wenig Zahlenmaterial - auch bei der Bundesagentur für 
Arbeit -, wir wissen aber, dass wir jedes Jahr die 7.000 Kinder in Nordrhein-
Westfalen, die diese Schulform verlassen, in eine Berufsausbildung bringen müs-
sen. Es dürfen nicht immer nur Vorbereitungen, Praktika usw. sein. Wenn wir dazu 
etwa zu Weihnachten mehr wissen, würde ich den Ausschuss gern darüber unter-
richten, welche politischen Konsequenzen das Ministerium ziehen wird. Es ist mir 
ein Herzensanliegen, dass wir in dieser Hinsicht ein bisschen mehr über die Kin-
der und Jugendlichen erfahren und prüfen, wie weit man da vielleicht auch mit Be-
rufsausbildung kommen kann. Dafür wird man dann eventuell auch den einen oder 
anderen Euro in die Hand nehmen müssen.  
Der Ausbau von Arbeitsplätzen in Werkstätten für Behinderte geht weiter. Wir ha-
ben zurzeit 60.000 solcher Plätze. Wir werden 8,2 Millionen € für Erweiterungen 
dieser Werkstätten zur Verfügung stellen. Ich gehe davon aus, dass wir bestimmt 
noch zehn Jahre einen Aufwuchs in diesem Bereich haben werden. Das Land hat 
keine alten Behinderten; das hängt mit unserer schrecklichen Geschichte zusam-
men. Die Lebenserwartung von Menschen mit Behinderung hat sich erheblich zu 
deren Vorteil verändert, worüber wir uns sicherlich alle freuen. Es werden auch je-
den Tag behinderte Menschen geboren, die dann irgendwann einen solchen Ar-
beitsplatz brauchen. Ich rege mich über diese Entwicklung nicht auf; sie ist, wie sie 
ist. Jeder soll seinen Platz in unserer Gesellschaft haben.  

2. Gesundheitspolitik 
Im Bereich Gesundheitspolitik möchte ich das Augenmerk vor allen Dingen auf die 
Neuerungen legen. Daher zur gesundheitlichen Prävention nur die Anmerkung, 
dass wir unsere Arbeit in der Drogen- und Aids-Prävention verstetigen. 
Früherkennung:  
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Wichtig ist, dass wir im nächsten Jahr ein System haben werden, mit dem wir ei-
nen Beitrag leisten können, Kindesmisshandlungen besser zu erkennen. 
Eine zentrale Stelle beim Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit erhält von den 
Kinderärzten Meldungen über die durchgeführten Früherkennungsuntersuchungen 
bei Kindern und gleicht sie mit den Meldedaten der Einwohnermeldeämter ab. Ich 
hoffe, dass das organisatorisch einigermaßen gut laufen wird.  
Palliativversorgung: 
Wir werden wieder einen großen Schwerpunkt bei der Palliativversorgung von 
Kindern und Jugendlichen mit lebensverkürzenden Erkrankungen setzen. Wir ha-
ben an zwei Kinderkrankenhäusern – in Datteln und Bonn – solche Palliativbetten 
eingerichtet. Da die meisten dieser Kinder die letzten Monate ihres Lebens in der 
Regel nicht im Kinderhospiz oder im Krankenhaus verbringen, sondern bei ihren 
Eltern, ist mir wichtig, dass wir in der Palliativmedizin auch dezentral gut aufge-
stellt sind. In Datteln wird zusammen mit der Vodafone Stiftung und dem Kinder-
krankenhaus sehr gute Arbeit geleistet. Dafür bin ich dem leitenden Professor, der 
einen Lehrstuhl in Witten-Herdecke hat, sehr dankbar; so etwas hängt immer auch 
an Personen. Wir beobachten diesen wichtigen Bereich sehr genau.  
Gesundheitswirtschaft/Gesundheitscampus: 
Natürlich müssen wir in der Gesundheitspolitik nicht allein über die Versorgung der 
Menschen nachdenken, sondern strategisch auch – ich habe das hier oft gesagt – 
über die Verknüpfung von Gesundheitswirtschaft und Versorgung, die Arbeitsplät-
ze in der Gesundheitswirtschaft. Ein wichtiger Punkt wird dabei in den nächsten 
Jahren der Campus mit der neuen Fachhochschule für nichtakademische Ge-
sundheitsberufe irgendwo im Ruhrgebiet sein. Ergänzt wird das durch den Wett-
bewerb in der Gesundheitswirtschaft, in dem die Jury ihre Entscheidungen getrof-
fen hat. Ich denke, dass wir dort weitere Ansätze für die Gesundheitswirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen haben werden.  
Krankenhauspolitik:  
Wir haben 107 Millionen € für die Baupauschale veranschlagt. Ich gehe davon 
aus, dass die Bewilligungsbescheide im Oktober herausgehen, damit die Kran-
kenhäuser dann sicher wissen, wer im ersten Jahr der Baupauschale Geld be-
kommt. Das Verfahren stellt sich etwas schwierig dar, da wir die Fördersummen in 
den Bilanzen der Krankenhäuser nicht immer nachvollziehen können, sich in die-
sem Übergang, den wir nun einmal haben, aber an der bisherigen Einzelförderung 
bemisst, welche Krankenhäuser zuerst die Baupauschale erhalten.  
Das Sonderprogramm Krankenhausportal ist im neuen Haushaltsjahr mit 5 Millio-
nen € veranschlagt. Dafür waren schon höhere Summen zur Verfügung gestellt 
worden. Es war aber nie unsere Absicht, jedes Jahr Krankenhausportale in dieser 
Größe vorzusehen; wir brauchen nicht an jeder Stelle ein Krankenhausportal. Wir 
wollen einige wenige Krankenhäuser einer bestimmten Struktur mit größeren 
Krankenhäusern vernetzen. Daher haben wir nicht die Förderung von Kranken-
häusern zurückgefahren, sondern die Position für den Bau von Portalkliniken.  
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Immerhin stellen wir 10 % mehr für den Krankenhausbereich zur Verfügung, als 
dies früher der Fall war.  
Maßregelvollzug: 
Beim Maßregelvollzug haben wir einen Kostenanstieg. Das liegt nicht daran, dass 
die Kosten pro Patient in diesen Einrichtungen gestiegen wären, sondern an der 
leider wachsenden Fallzahl. Auch die Umkehr der Vollstreckungsreihenfolge hat 
nicht das gebracht, was auch ich mir davon versprochen hatte. Wir haben uns sei-
nerzeit in Berlin sehr für die Änderung des Bundesgesetzes eingesetzt. Es ist ge-
ändert worden. Die Entwicklung im Maßregelvollzug aber zeigt, dass das nicht 
sehr viel bewirkt hat. Das muss man realistisch sehen. Wir geben in diesem Be-
reich mittlerweile 244 Millionen € aus. Das ist eine bedeutende Summe. Wenn die 
Ausgaben weiter Jahr für Jahr um 10 % steigen, ist klar, was das für einen Haus-
halt, wie wir ihn hier zu verantworten haben, bedeutet.  

3. Soziales 
In unserem neuen Haushalt sind auch die Mittel für den Landesfonds „Kein Kind 
ohne Mahlzeit“ veranschlagt. Diese Ausgaben gehen vom Schuletat auf den Sozi-
aletat über. Ich bin entschieden der Meinung, dass für die Armutsbekämpfung das 
Sozialministerium eines Landes zuständig ist. Die Regierung hat dem entspro-
chen. Es wird eine wichtige Aufgabe sein, zusammen zu überlegen, wie wir die 
Versorgung der Kinder in den „kindlichen Bildungseinrichtungen“, wie ich es ein-
mal bezeichnen will, mit Essen vorantreiben.  
Wir müssen die Entwicklungen in Berlin in den nächsten Wochen abwarten – ich 
denke da an den Existenzminimumbericht, das Kindergeld und die Regelsätze für 
Kinder nach dem SGB II. Ich finde, das muss man im Zusammenhang diskutieren. 
Nach den Entscheidungen in Berlin werden wir prüfen, welche Folgerungen wir 
daraus für unser Land ziehen müssen.  
Wohn- und Teilhabegesetz:  
Das künftige Wohn- und Teilhabegesetz wird im kommenden Haushaltsjahr weiter 
vorangebracht.  
Behindertenpolitik:  
Das Programm „Teilhabe für alle“ ist ein Programm der gesamten Landesregie-
rung, aber vor allen Dingen dadurch gekennzeichnet, dass wir immer wieder Neu-
es aufnehmen, aber auch Teile herausnehmen. Es soll eine Art „lebendes Pro-
gramm“ sein, um die Situation der Menschen mit Behinderungen in unserem Land 
Schritt für Schritt zu verbessern. Wir haben hierfür alles in allem ein Volumen von 
immerhin 188 Millionen €. Die Anstrengungen können sich durchaus sehen lassen 
und werden ihre Wirkungen in diesem großen Land entfalten.  
Pflegepolitik:  
Sie wissen, dass es in der Pflegepolitik zurzeit eher um Strukturen geht. Ich hoffe, 
dass wir die Pflegestützpunkte gut hinbekommen.  
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Wir werden die Landesinitiative Demenz-Service weiterhin stabilisieren; denn das 
ist ein wichtiger Punkt zukünftiger Pflegepolitik.  
Pflegeausbildung:  
Eine sehr wichtige Aufgabe des Landes in diesem Bereich ist die Altenpflegeaus-
bildung. Der Haushaltsansatz beträgt 31,5 Millionen €. Wir stellen hierfür noch ein-
mal 700.000 mehr zur Verfügung als im Vorjahr. Damit investieren wir vor allen 
Dingen in die Altenpflegehilfeausbildung von 660 Hauptschülerinnen und Haupt-
schülern, die sich ganz gut entwickelt.  
In diesem Jahr enden die acht bundesweiten Modellprojekte zur Zusammenfüh-
rung der Ausbildungen in der Altenpflege, Krankenpflege und Kinderkrankenpfle-
ge. Die Krankenpflege wird auch in den Altenheimen immer wichtiger. Ich glaube, 
dass wir die Frage, zu einer generalistischen Ausbildung in den Pflegeberufen 
dieser beiden Bereiche zu kommen, sehr engagiert verfolgen müssen. Dafür ist 
natürlich der Bundesgesetzgeber zuständig. Aber auch wir sind am Ball, um hier 
einiges zu erreichen.  
Fazit:  
Fazit ist, dass wir mit dem Haushaltsrahmen, den wir Ihnen hier vorschlagen, den 
eingeschlagenen Weg unserer Politik in allen drei Bereichen – Arbeit, Gesundheit 
und Soziales – konsequent fortsetzen. Natürlich könnte ich mir an der einen oder 
anderen Stelle – das will ich nicht bestreiten – auch etwas mehr Haushaltsmittel 
vorstellen. Aber man kann nicht auf der einen Seite die Konsolidierung eines Lan-
deshaushalts für richtig halten und fordern und auf der anderen Seite glauben, die 
Landesprogramme wer weiß wie ausdehnen zu können. Das öffentliche Geld ist 
knapp. Wir müssen uns gut überlegen, wo wir es investieren. Aber ich bin fest da-
von überzeugt, dass wir mit den Vorschlägen, die wir Ihnen machen, äußerst 
knappe öffentliche Mittel äußerst effizient für die Strukturen, die unser Haus zu 
verantworten hat, einsetzen. Deswegen meine ich, dass es ein guter Haushalts-
plan ist. Allerdings muss man Haushaltspläne immer im Rahmen der gesamten fi-
nanzpolitischen Situation des Landes betrachten. Ich würde mich freuen, wenn 
das der Grundsatz bei den Beratungen wäre, die in den nächsten Wochen hier im 
Ausschuss anstehen.  

 (Beifall) 
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